
Beschlüsse
des außerordentlichen

 Landesparteitag
der SPD Baden-Württemberg
am 07. Mai 2011
in Sindelfingen



Antrag  1

Ortsverein Hockenheim
(Kreisverband Rhein-Neckar)

Faires Wahlrecht 
Empfänger: SPD-Kreisparteitag, SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion

Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand eine Kommission unter Beteiligung der 
unterschiedlichen Ebenen und Gliederungen einzurichten, die einen Vorschlag für ein neues 
faires und geschlechtergerechtes Wahlrecht auf Landes- und kommunaler Ebene erarbeiten 
soll.

Antrag  3

ASF Baden-Württemberg

Forderungskatalog der ASF Baden-Württemberg 
Sowohl von den Grünen als auch von der SPD kam im Vorfeld der Landtagswahl ein klares 
Bekenntnis zur Quote in Führungspositionen. Daran muss sich die neue Regierung nun messen 
lassen. Die ASF erwartet 50% Frauen in Spitzenpositionen! Dies spiegelt die Zusammensetzung 
der Bevölkerung in Baden-Württemberg wider.

Der Landesparteitag fordert die künftige Regierung auf, dies durch eine Quotierung aller im 
Rahmen der Regierungsbildung neu zu besetzenden Positionen auch konsequent umzusetzen.

Initiativantrag  2

KV Tübingen

Anti-Terrorgesetze
Wir verlangen, dass die einzelnen jetzt auslaufenden Maßnahmen daraufhin überprüft 
werden, ob sie in der Vergangenheit angewandt wurden und – wo dies der Fall war – ob dies 
zum gewünschten Erfolg geführt hat. Erst dann kann entschieden werden. Eine pauschale 
Verlängerung der gesetzlichen Regelungen lehnen wir ab.

Derartige Gesetze, die Bürgerrechte beschneiden, dürfen nur Ausnahmeregelungen aufgrund 
einer besonderen Sicherheitslage sein und haben deshalb eine begrenzte Gültigkeitsdauer.

Nach wie vor lehnt die SPD Baden-Württemberg die Vorratsdatenspeicherung ab und fordert 
die SPD im Bund und im Europäischen Parlament auf, für die Rücknahme der entsprechenden 
Richtlinie zu kämpfen.
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Resolution

Einstellung des Parteiordnungsverfahrens gegen Thilo Sarrazin
In unserer Mitte ist kein Platz für Rassismus, Ressentiments und Ausgrenzung – 
sozialdarwinistische Ansichten haben in der SPD nichts zu suchen. Wir bedauern deswegen, 
dass die Anträge auf Parteiausschluss von Thilo Sarrazin zurückgezogen wurden. Mit seinem 
Buch und seinen öffentlichen Äußerungen hat er den Wertekonsens der Sozialdemokratie weit 
hinter sich gelassen. Die von ihm abgegebene Erklärung hat daran in der Sache nichts geändert 
und blieb offensichtlich wirkungslos.

Die Sozialdemokratie bekennt sich zu einer offenen Gesellschaft, die Vielfalt nicht als Gefahr, 
sondern als Stärke begreift. Wer für gesellschaftliche Probleme die Ursache bei einzelnen 
Ethnien sucht, macht sich des Rassismus schuldig. Dies in breiter Öffentlichkeit zu tun, 
bedeutet, Ressentiments auf Kosten von Minderheiten zu schüren. Es ist besonders perfide, 
wenn dies im Namen der Integration geschieht, weil gerade dieses Verhalten Bemühungen um 
ein gutes Miteinander zurückwirft.

Der in pseudowissenschaftliche Hülle verpackte Sozialdarwinismus und der Ansatz einer 
biologistisch begründeten, selektiven Bevölkerungspolitik sind nicht nur gefährlich, sondern 
auch in der Sache falsch. Sarrazins These, wonach Intelligenz zu 50% bis 80% vererbbar sei, 
entbehrt einer evolutionsbiologischen Grundlage. Die Behauptung, ganze Volksgruppen wären 
aufgrund ihrer genetischen Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe weniger intelligent, ist 
wissenschaftlich widerlegt. Es ist deswegen richtig, solche Meinungsäußerungen als Rassismus 
zu brandmarken.

Wer sich gegen Minderheiten stellt, schadet nicht einfach nur deren Gesellschaften, sondern 
auch der unseren. Wir haben gelernt, Offenheit und eine Willkommenskultur als Erfolgsmodell 
zu begreifen. Der Kampf gegen rechtes Gedankengut ist deswegen auch ein Beitrag zur 
Integration und es darf keine Rolle spielen, ob dieses Gedankengut in Springerstiefeln oder mit 
Krawatte daherkommt. Wir sind bereit, diese Auseinandersetzung zu führen und zur 
Aufklärung beizutragen. 

Die Sozialdemokratie muss sich bei der Integrationspolitik nicht verstecken. Die rot-grüne 
Bundesregierung hat zum ersten Mal anerkannt, dass Deutschland ein an Einwanderten 
reiches Land ist, und nach 16 Jahren Kohl-Regierung eine längst vollzogene gesellschaftliche 
Entwicklung politisch nachvollzogen. Wir haben dabei nicht einfach nur anerkannt, dass unser 
Land für viele zu ihrem neuen Zuhause wurde, sondern diese Entwicklung durch Maßnahmen 
wie das neue Staatsbürgerschaftsrecht unterstützt.

Viele Herausforderungen der Integrationspolitik liegen noch vor uns. Es muss uns 
beispielsweise gelingen, für Familien mit Migrationshintergrund Chancengleichheit 
herzustellen oder durch Anerkennung von Bildungsabschlüssen ungeschöpfte Potentiale 
nutzbar zu machen. Voraussetzung für ein gutes Miteinander ist jedoch der gegenseitige 
Respekt. Die SPD kämpft seit ihrer Gründung dafür, dass soziale Herkunft kein Schicksal sein 
darf. Deswegen werden wir uns auch weiterhin gegen Ausgrenzung und Rassismus stark 
machen.
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